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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 35. —— 


Nr 2027 ) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 26. September 1845., betreffend die Strafe 
al der Kaffation gegen Beamte, welche wegen eines von Mangel an ehr⸗ 
liebender Geſinnung zeugenden Verbrechens verurtheilt werden. 


ur Beſeitigung der, über die Anwendung der $$. 338., 339. und 363. 

eil II. Titel 20. des Allgemeinen Landrechts entſtandenen Zweifel, erklaͤre 
Ich hierdurch, auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 5. d. M., daß 
in allen Faͤllen, in denen ein Beamter wegen eines von Mangel an ehr⸗ 
liebender Geſinnung zeugenden Verbrechens verurtheilt wird, gegen denſelben 
ſtets zugleich auf Kaſſation erkannt werden muß, die Strafe mag als die 
ordentliche oder als eine außerordentliche ausgeſprochen werden, in einer Frei⸗ 
heitsſtrafe oder in Geldbuße beſtehen. — Dieſe Beſtimmung iſt durch die Ge⸗ 
ſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouei, den 26, September 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1845. (Nr. 26272628.) 96 
Ausgegeben zu Berlin den 10, November 1845. 
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(Nr. 2628.) Verordnung, betreffend die in Altpommern über Grundſtuͤcke auf ſtaͤdtiſchen 
Feldfluren unter Herrſchaft des luͤbiſchen Rechts vor dem Jahre 1808. 
geſchloſſenen antichretiſchen Pfandvertraͤge. Vom 26. September 1845. 


u) „ „ [3 „ 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da die lange Dauer der vor dem Edikte vom 9. Oktober 1807. in den mit 
luͤbiſchem Rechte beliehenen Staͤdten Altpommerns geſchloſſenen antichretiſchen 
Pfandvertraͤge die Eigenthumsverhaͤltniſſe an den pfandſchaftlichen Grundſtücken 
auf eine dem öffentlichen Intereſſe nachtheilige Art verdunkelt hat, die meiſten 
diefer Verträge durch Veränderung der Geſetzgebung ihre urſpruͤngliche Bedeu— 
tung verloren haben und das Beduͤrfniß fuͤhlbar geworden iſt, dieſe in vielen 
Faͤllen dem Verkehr gaͤnzlich entzogenen Grundſtuͤcke demſelben wieder zurüc- 
zugeben, ſo verordnen Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums nach 
Anhoͤrung Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Pommern, was folgt: 


8 

Alle diejenigen, welche Eigenthumsanſpruͤche auf Grundſtuͤcke zu haben 
vermeinen, die in den Feldmarken der mit luͤbiſchem Rechte beliehenen Staͤdte 
Altpommerns belegen und von ihnen oder ihren Rechtsvorgaͤngern vor dem 
1. Januar 1808. ohne ausdruͤcklichen Vorbehalt der Rechnungslegung uͤber die 
Fruͤchte und Einkuͤnfte in Pfandbeſitz gegeben und bisher belaſſen worden, find 
ſchuldig, innerhalb fünf Jahren, vom Tage der Verkuͤndung der gegenwaͤrtigen 
Verordnung an gerechnet: 

1) ee die Einloͤſung der pfandſchaftlichen Grundſtuͤcke zu bewirken, 
oder 

2) in Ermangelung guͤtlicher Einigung dem Pfandbeſitzer das Pfandkapital 
aufzukuͤndigen und ihn zugleich, wozu ſie ohne Ruͤckſicht auf die verfrags- 
mäßige Wiedereinlöfungsfrift berechtigt fein ſollen, auf Ruͤckgabe ihres 
Eigenthums nach Ablauf der oben beſtimmten fuͤnfjaͤhrigen Friſt gegen 
Za dan der Einloͤſungsſumme zu belangen, oder ſofern ſie dies nicht 
wollen, 

3) bei der Hypothekenbehoͤrde des Grundſtuͤcks ihre Eigenthumsanſpruͤche 
unter genauer Bezeichnung des Grundſtuͤcks und des Pfandkontrakts an— 
zumelden. Die Hypothekenbehoͤrde iſt verpflichtet, dem Pfandbeſitzer die 
Anmeldung ſofort abſchriftlich gegen einen Behaͤndigungsſchein zuſtellen 
zu laſſen. 

Na 


Eigenthumsanſpruͤche, welche in der im $. 1. beſtimmten Friſt und auf 

eine der dort bezeichneten Arten nicht geltend gemacht werden, erloͤſchen, ohne 

daß es eines richterlichen Erkenntniſſes bedarf, auch dann, wenn ſie im Hypo⸗ 
thekenbuche eingetragen ſtehen. 

Ein Gleiches findet Statt bei den nach der Beſtimmung im H. 1. Nr. 2. 

gel⸗ 
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geltend gemachten Eigenthumsanſpruͤchen, wenn die angeſtellte Klage durch Zu— 
ruͤcknahme oder durch Repoſition der Akten erlifcht. : —— 


— 


$. 3 „ 
Diejenigen Anſpruͤche, welche nach der Beſtimmung im H. 1. Nr. 3. dem 
Pfandbeſitzer blos angezeigt worden ſind, koͤnnen von demſelben durch einmalige 
Zahlung von 2 Prozent des letzten Pfandſchillings abgeloͤſt werden. Iſt der 
Betrag dieſes Pfandſchillings nicht zu ermitteln, ſo tritt an deſſen Stelle der 
tarmäßige Werth des Grundſtuͤcks. 

Hat nur einer von mehreren Eigenthumsberechtigten feinen Anſpruch gel- 
tend gemacht, fo geſchieht deſſen Abloͤſung durch Zahlung desjenigen Theils der 
Ablöfungsfumme, welcher dem Eigenthumsantheile dieſes Berechtigten entspricht. 


§. 4. 

Der Pfandbeſitzer, welcher die ihm nach $. 1. Nr. 3. blos angezeigten 
Anſpruͤche anzuerkennen ſich nicht für verpflichtet halt, iſt befugt, denjenigen, 
welcher ſie angebracht hat, bei dem kompetenten Gerichte des Bezirks, in 
welchem die Grundſtuͤcke belegen find, im Provokationsverfahren nach $. 30., 
in Verbindung mit HF. 26—29., Titel 32. Theil J. der Allgemeinen Gerichts: 
Ordnung zur Ausfuͤhrung der behaupteten Eigenthumsanſpruͤche anzuhalten. 

Eben dieſes Gericht hat auch uͤber die wegen der Abloͤſungs-Summen 
entſtehenden Streitigkeiten zu entſcheiden. 


$. 5. 

In allen Faͤllen, in denen erſt nach Publikation dieſes Geſetzes die 
Klage auf Ruͤckgabe oder Zuruͤcknahme eines den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
unterliegenden Pfandgrundſtuͤcks gerichtlich angemeldet wird, ſteht dem Eigen— 
thuͤmer nicht das Recht zu, von dem Pfandbeſitzer Rechnungslegung uͤber die 
Nutzungen des Pfandes zu verlangen, dieſe werden vielmehr mit den Zinſen 
des Pfandſchillings kompenſirt. 


H. 6. 

Durch die nach H. 2. eintretende Erloͤſchung, ſo wie durch die nach H. 3. 
bewirkte Abloͤſung der Eigenthumsanſpruͤche wird das Pfandgrundſtuͤck, auf 
welches dieſe Anſpruͤche ſich bezogen, freies Eigenthum des Pfandbeſitzers, 
welcher dadurch zugleich in Anſehung der Forderung, fuͤr welche ihm das 
nutzbare Pfandrecht beſtellt war, fuͤr befriedigt erachtet wird. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 26. September 1845. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Flottwell. Ühden. 


(Nr. 26282629.) (Nr. 2629.) 


— 


—(Nr-2629,) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 3. Oktober 1845., den zu Lehrkontrakten erfors 
.. 9 derlichen Stempel betreffend. 


Au den Bericht des Staatsminiſteriums vom 23. v. M. will Ich die Stem- 
pelſteuer von ſolchen Lehrkontrakten, in welchen entweder gar kein Lehrgeld, 
oder ein Lehrgeld von weniger als 50 Rthlr. ausbedungen iſt, auf 5 Silber⸗ 
2 fuͤr jedes Exemplar ermaͤßigen. Dieſe Order iſt durch die Geſetz⸗ 
ammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 3. Oktober 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


